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Ordentliche Gerichtsbarkeit

Ernannt:
zum Direktor des Amtsgerichts – R 2 mit Amtszulage –: 
Direktor des Amtsgerichts Stephan Lehmann in Königs Wuster-
hausen; zum Sozialinspektor: Matthias Schroeder in Lucken-
walde

Ausgeschieden:
Justizamtsinspektorin Marion Krautzig-Bramer auf eigenen An-
trag

Verwaltungsgerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Vizepräsidentin des Verwaltungsgerichts: Vorsitzende 
Richterin am Verwaltungsgericht Ariane Holle in Frankfurt 
(Oder); zur Richterin am Verwaltungsgericht/zum Richter 
am Verwaltungsgericht: Richterin Laura Gebhard und Richter 
Dr. Stephan Kirschnick in Potsdam 

Notarinnen und Notare

Ernannt:	
zum Notar: Notarassessor Dr. Matthias Kreußlein in Oranien-
burg und Notarassessor Phillipp Rentel in Bad Liebenwerda

Notaramt erloschen:
Notarin Margit Tenner aus Bad Liebenwerda und Notarin Edda 
Wiroth aus Oranienburg

Justizvollzug

Ernannt:
zum Regierungsrat – A 13 – (Beamter auf Probe): Konstantin 
Seumel in Cottbus-Dissenchen; zum Justizvollzugsamtsinspek-
tor – A 9 –: Justizvollzugshauptsekretär Michael Habermann 
in Brandenburg an der Havel; zur Justizvollzugshauptsekre-
tärin/zum Justizvollzugshauptsekretär – A 8 – (Beamte auf 
Probe): Justizvollzugshauptsekretäranwärterin Jannina Oelze 
und Justizvollzugshauptsekretäranwärter Andy Albert, Felix 
Bothe, Robert Gericke, Ray Hopp, Sebastian Jehl und Nick 
Stenzel in Brandenburg an der Havel

Ruhestand:
Abteilungsschwester Cornelia Pupke aus Brandenburg an der 
Havel

Ausschreibungen

Personalnachrichten

Geschäftsbereich der Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung von 

Berlin

Es wird – unter dem Vorbehalt der haushaltsrechtlichen Voraus-
setzungen – Bewerbungen für die folgende Stelle entgegenge-
sehen:

–	 bei dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg

	 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Oberverwaltungsgericht

	 (Besoldungsgruppe R 3).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im Justizministerialblatt vom 17. Dezember 2007, 
S. 180 ff., sowie auf die „Gemeinsame Allgemeine Verfügung 
über die Anforderungen für die Eingangs- und Beförderungs-
ämter im richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Dienst (An-
forderungsAV)“ der Senatorin für Justiz und der Senatorin für 
Integration, Arbeit und Soziales vom 5. Dezember 2007, veröf-
fentlicht im Amtsblatt für Berlin vom 14. Dezember 2007,  
S. 3204 ff., Bezug genommen.

Die Bewerberinnen und Bewerber müssen die richterrechtlichen 
Voraussetzungen erfüllen.

Ferner müssen die Bewerberinnen und Bewerber die Anforde-
rungen in erhöhtem Maße erfüllen, die in richterlichen Eingangs-
ämtern gestellt werden (Rechtskenntnisse, sonstige Kenntnisse, 
Verhandlungskompetenz, Entschlusskraft, schriftliches Aus-
drucksvermögen, Leistungsfähigkeit und Verantwortungsbe-
wusstsein, Organisationsfähigkeit, Kommunikationsfähigkeit, 
Kooperations- und Konfliktfähigkeit). Sie sollen darüber hinaus 
in unterschiedlichen Arbeitsgebieten tätig gewesen sein. 

Bewerberinnen und Bewerber müssen insbesondere:

–	 in gesteigertem Maß fähig sein zur vertieften Auseinander-
setzung mit schwierigen Rechtsfragen und Sachverhalten,

–	 in gesteigertem Maß fähig sein, im Interesse der Einheit-
lichkeit der Rechtsprechung den Informationsfluss und den 
Austausch über die Rechtsprechung in einem Spruchkörper 
zu gewährleisten,

–	 in besonderem Maß bereit und fähig sein, sich über die 
Rechtsprechung der verschiedenen Spruchkörper des Ge-
richts zu informieren und an der rechtlichen Diskussion 
innerhalb des Gerichts teilzunehmen,

–	 in besonderem Maß bereit und fähig sein, sich über die 
Tätigkeit in ihrem Spruchkörper hinaus für die Belange des 
Gerichts als Ganzes einzusetzen,
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Ministerium der Justiz

I.

Es wird – unter dem Vorbehalt der haushaltsrechtlichen Voraus-
setzungen – Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegen-
gesehen:

–	 bei dem Amtsgericht Potsdam 

	 eine Stelle für eine Vizepräsidentin oder einen Vizepräsi-
denten des Amtsgerichts 

	 (Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage BbgBesO),

–	 bei dem Amtsgericht Zossen 
	
	 eine Stelle für eine Direktorin oder einen Direktor des 

Amtsgerichts 
	 (Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage BbgBesO),

–	 bei dem Landgericht Potsdam 

	 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Land-
gericht

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
Bezug genommen.

Da in dem Bereich der Stelle bei dem Amtsgericht Potsdam und 
der Stelle bei dem Amtsgericht Zossen Frauen unterrepräsentiert 
sind, sind sie insoweit besonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung der Stellen richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter, die bereits im Justizdienst des Landes 
Brandenburg beschäftigt sind. Darüber hinaus richtet sich die 
Ausschreibung der Stelle bei dem Landgericht Potsdam aus-
schließlich an Richterinnen und Richter auf Probe aus der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit des Landes Brandenburg. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Mai 2021 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber um die Stellen bei den Amtsgerichten Potsdam und 
Zossen eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Unter-
lagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen 
oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst ein-
geholt wird.

–	 in gesteigertem Maß fähig sein, richterliche und nichtrich-
terliche Kolleginnen und Kollegen zu motivieren, deren 
Stärken und Schwächen zu erkennen sowie Nachwuchskräf-
te anzuleiten,

–	 in gesteigertem Maß fähig sein, die Arbeit eines Spruchkör-
pers zu organisieren,

–	 in gesteigertem Maß fähig sein, Sitzungen eines Spruchkör-
pers zu leiten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern und auf die Inklusion schwer-
behinderter Menschen hinwirken.

Bewerbungen sind unter Benennung einer für die Dauer des 
Auswahlverfahrens aktuellen zustellfähigen Anschrift bis zum 
14. Mai 2021 unter Angabe der Kennziffer 1 A 9 - 2012/12/1 
über den Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Bran-
denburg an die Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz 
und Antidiskriminierung, Salzburger Straße 21-25, 10825 Ber-
lin, zu richten.

Der Bewerbung beizufügen ist eine Erklärung über die Zustim-
mung zur Einsichtnahme in die Personalakten.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen 
oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst ein-
geholt wird.

Auf § 5 Absatz 5 Satz 2 LGG Berlin wird hingewiesen, dieser 
lautet wie folgt:

„(5) … Sofern eine Einrichtung im Sinne des § 1 oder Dienst-
stelle nach dem Personalvertretungsgesetz verpflichtet ist, den 
Anteil von Frauen zu erhöhen, ist das in der Ausschreibung oder 
Bekanntmachung zu erwähnen und darauf hinzuweisen, dass 
Bewerbungen von Frauen ausdrücklich erwünscht sind.“

Weil für die ausgeschriebene Stelle die Voraussetzungen des  
§ 5 Absatz 5 Satz 2 LGG Berlin vorliegen, sind Bewerbungen 
von Frauen ausdrücklich erwünscht.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist gemäß §§ 4, 5 RiGBln möglich.

Schwerbehinderte Menschen und diesen gleichgestellte behin-
derte Menschen werden bei gleichwertiger Qualifikation (Eig-
nung, Befähigung und fachliche Leistung) bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beförderungs-
bewerberinnen und -bewerber.

Die Stelle ist ab dem 1. März 2022 besetzbar.
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III.

Im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg vom  
15. Januar 2021 ist folgende Stellenausschreibung erfolgt:

„Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei der Staatsanwaltschaft Cottbus

	 eine Stelle für eine Oberstaatsanwältin – als die ständige 
Vertreterin einer Leitenden Oberstaatsanwältin oder eines 
Leitenden Oberstaatsanwalts – oder einen Oberstaatsan-
walt – als der ständige Vertreter einer Leitenden Oberstaats-
anwältin oder eines Leitenden Oberstaatsanwalts – 

	 (Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage BbgBesO).

Die Stelle ist voraussichtlich zum 1. Januar 2022 zu besetzen.

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2021 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Gesamtstaatsanwalts-
rates einverstanden sind.“

Auf diese Ausschreibung sind bisher keine Bewerbungen von 
Frauen eingegangen. Da in diesem Bereich Frauen unterreprä-
sentiert sind, wird hiermit gemäß § 7 Absatz 4 Satz 2 des Ge-
setzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentli-
chen Dienst im Land Brandenburg diese Ausschreibung erneut 
veröffentlicht. Frauen werden nochmals besonders aufgefordert, 
sich zu bewerben.

Bewerbungen sind bis zum 15. Mai 2021 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

IV.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder)

	 eine Stelle für eine Oberstaatsanwältin – als die ständige 
Vertreterin einer Leitenden Oberstaatsanwältin oder eines 
Leitenden Oberstaatsanwalts – oder einen Oberstaatsan-
walt – als der ständige Vertreter einer Leitenden Oberstaats-

II.

Im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg vom  
15. Januar 2021 ist folgende Stellenausschreibung erfolgt:

„Es wird Bewerbungen – unter dem haushaltsrechtlichen Vor-
behalt – für die folgenden Stellen entgegengesehen:

–	 bei dem Amtsgericht Frankfurt (Oder)

	 eine Stelle für eine Direktorin oder einen Direktor des 
Amtsgerichts

	 (Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage BbgBesO)

[…].

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom  
17. Dezember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da in dem Bereich der Stellen der Direktorinnen oder Direktoren 
der Amtsgerichte sowie […] Frauen unterrepräsentiert sind, sind 
sie besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung der Stellen richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter, die bereits im Justizdienst des Landes 
Brandenburg beschäftigt sind. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2021 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen 
oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst ein-
geholt wird.“

Auf diese Ausschreibung sind bisher keine Bewerbungen von 
Frauen eingegangen. Da in diesem Bereich Frauen unterreprä-
sentiert sind, wird hiermit gemäß § 7 Absatz 4 Satz 2 des Ge-
setzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentli-
chen Dienst im Land Brandenburg diese Ausschreibung erneut 
veröffentlicht. Frauen werden nochmals besonders aufgefordert, 
sich zu bewerben.

Bewerbungen sind bis zum 15. Mai 2021 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.
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Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen 
oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst ein-
geholt wird.

VI.

Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegengese-
hen:

–	 bei dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg

	 zwei Stellen für Richterinnen oder Richter (auf Probe) 
oder (kraft Auftrags)

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im Justizministerialblatt für das Land Branden-
burg vom 17. Dezember 2007, S.180 ff., sowie auf die Gemein-
same Allgemeine Verfügung über die Anforderungen für die 
Eingangs- und Beförderungsämter im richterlichen und staats-
anwaltschaftlichen Dienst (AnforderungsAV) der Senatorin für 
Justiz und der Senatorin für Integration, Arbeit und Soziales 
vom 5. Dezember 2007, veröffentlicht im Amtsblatt für Berlin 
vom 14. Dezember 2007, S. 3204 ff., Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG 
Brandenburg).

Eine Teilzeitbeschäftigung ist gemäß §§ 4, 5 BbgRiG möglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
Gleichgestellte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Mai 2021 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Gemeinsamen Richterwahlausschusses der Länder Berlin und 
Brandenburg einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen 
oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst ein-
geholt wird.

anwältin oder eines Leitenden Oberstaatsanwalts – 
	 (Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Bedienstete, 
die bereits im Justizdienst des Landes Brandenburg tätig sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. Mai 2021 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Gesamtstaatsanwalts-
rates einverstanden sind.

V.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder)

	 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Verwaltungsgericht

	 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom  
17. Dezember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beförderungs-
bewerberinnen und -bewerber aus der Verwaltungsgerichtsbar-
keit des Landes Brandenburg. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Mai 2021 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
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Der Generalstaatsanwalt
des Landes Brandenburg

Es werden Bewerbungen für folgende Stellen entgegengesehen:

–	 mehrere Stellen zur Ausbildung zum Amtsanwalt/zur 
Amtsanwältin ab dem 1. Januar 2022.

Einstellungsvoraussetzung: Prüfung für den gehobenen Justiz-
dienst (Diplom-Rechtspfleger).

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Bedienstete, 
die bereits im Dienst des Landes Brandenburg beschäftigt sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. Mai 2021 auf dem Dienstweg 
an den Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg, 14767 
Brandenburg an der Havel zu richten.
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